
US-geführtes Manöver 
übt Krieg gegen Rußland:

Größte Truppenbewegung in Europa seit dem 2. Weltkrieg!
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Seit Ende Februar läuft das „De-
fender Europe 2020“ genannte 
Manöver, das mehrere Monate dau-
ern soll. Da alle Medien mit dem „Co-
rona-Virus“ voll sind, wird über diese 
riesigen Truppenbewegungen so gut 
wie nichts berichtet. Es handelt sich 
dabei um das größte Manöver der US-
Armee in Europa seit 25 Jahren.

37.000 US-Soldaten plus vor-
aussichtlich 7.000 US-Nationalgardis-
ten unter Beteiligung von 18 NATO-
Partnerländern unter starker Beteili-
gung der deutschen Bundeswehr, hun-
derte Panzer und 13.000 Stück Mate-
rial und Kriegswaffen werden 4.000 
Kilometer quer durch Europa Rich-
tung Polen und Baltikum geschickt. 
Eine ganze US-Division (20.000 
Soldaten) soll bis an die Grenze 
Rußlands verlegt werden.

Vor allem in den Monaten April 
und Mai werden Transportkolonnen 
in der Nacht auf deutschen Autobah-
nen rollen, lange Güterzüge werden 
durch deutsche Bahnhöfe gegen 
Osten geführt, Panzer auf Binnen-
schiffen durchs Ruhrgebiet. Deutsch-
land, wo 75 Jahre (!) nach Kriegs-
ende noch immer zigtausende Be-
satzungssoldaten stationiert sind, ist 
auch die logistische Drehscheibe für 
dieses Großmanöver. 

Als EU-Mitglied ist Österreich 
durch die sogenannte „NATO-Part-
nerschaft für den Frieden“ 
schon länger mit der NATO verbun-
den und nimmt seit 2017 durch den 
von Kanzler Kurz unterschriebenen 
Beitritt zum PESCO-Abkommen 
zur „ständigen strukturierten militäri-
schen Zusammenarbeit“ an den Vor-
bereitungen einer eigenen EU-Armee 
teil. Mit einer wirklichen Neutralität 
ist das unvereinbar!

Mi t t e i l ungen  de r  I n i t i a t i v e  He ima t  &  Umwe l t

30. Jahrgang  Folge 2  März 2020

ACHTUNG! 
Dieser WEGWARTE liegt in der 

Mitte der Text für ein mehrfär-
biges Info-Blatt bei, das zum 
Herausnehmen und Weiterverbrei-
ten gedacht ist. Bitte falzen Sie das 
Blatt so, daß ein übliches Folder-
Format entsteht („Wickelfalz“). 
Sie können es entweder selbst ko-
pieren lassen oder weitere, fertig 
gefalzte Exemplare davon bei uns 
bestellen. Wir senden Ihnen ger-
ne mit der Post die gewünschten, 
evtl. auch größeren  Mengen zu. 
Für die Bestellung können Sie auch 
den beiliegenden Zahlschein ver-
wenden und die gewünschte Stück-
zahl gleich dort anführen. Bitte aber 

unbedingt Ihre genaue Postadres-
se anführen! Man kann dieses In-
fo-Blatt Freunden/Bekannten, Ar-
beits- und Schulkollegen usw. zu-
kommen lassen. Es eignet sich auch 
bestens zur Verteilung an mög-
lichst viele Haushalte in Ihrem 
Lebensumfeld. 

Damit immer mehr Bürger aufwa-
chen und erkennen, daß sie nicht 
alleine sind und wir uns alle auf 
das Recht berufen können! 
Wir werden unser von Generati-
onen aufgebautes, schönes Land 
und seine Kultur und Identität nur 
erhalten können, wenn möglichst 
viele Österreicher und Österreiche-
rinnen dabei maximal unterei-
nander zusammenhalten im 
Sinne der im Info-Blatt angeführten 
Maßnahmen. Man kann ein großes 
Ziel auch mit vielen kleinen Schrit-
ten erreichen! Diese WEGWARTE 
geht an viele tausend Mitbürger; 
wenn ein großer Teil davon selbst 
Verbreitungsarbeit leistet, kann in 
Summe per Schneeballeffekt 
eine große Zahl von weiteren Men-
schen erreicht werden. 
VIELEN DANK IM VORAUS!
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Kritische Gedanken zum „Corona-Virus“
Liebe Mitdenker!

Wir erleben derzeit beispiellose und 
für Viele einschneidende behörd-
liche Zwangsmaßnahmen, die 
massive Auswirkungen haben wer-
den. Bei Redaktionsschluß dieser 
Wegwarte-Ausgabe am 10. März 
zeichnen sich weitere Maßnahmen 
ab, die in wenigen Wochen entwe-
der noch viel drastischer oder inzwi-
schen auch wieder zurückgenommen 
sein werden. Große Auswirkungen 
wirtschaftlicher und gesellschaftli-
cher Natur werden sie auf jeden Fall 
haben! Dabei gibt es viele Unge-
reimtheiten, die vor allem Jenen 
zu denken geben, die seit vielen Jah-
ren gelernt haben, wie wenig von 
dem, was in den Konzern-gesteuer-
ten Medien kampagnisiert wird, 
überhaupt den Tatsachen entspricht. 
Besonders wenn es sich dabei um 
weltumspannende Kampagnen han-
delt. Ein Katastrophenszenario 
wurde uns in den letzten Jahren be-
reits mehrmals prophezeit: bei der 
Schweinegrippe, der Vogelgrippe, 
dem „Ebola-Virus“. Und auch um 
„Aids“ ist es ruhig geworden.

Das jetzt in China und zunehmend 
auch anderen Regionen und Län-
dern (Italien!) behördlich angeord-
nete und erzwungene Ausmaß an 
Freiheitsberaubung wird aller-
dings immer krasser. Von Quaran-
täne, Betriebsschließungen, Veran-
staltungsverboten bis hin zur Abrie-
gelung (!) ganzer Städte und Staaten. 
Massive Abstürze der Börsenkurse 
werden wirtschaftliche Folgen aus-
lösen. Es kommt einem wie ein rie-
siges Experiment vor, um zu tes-
ten, wie weit Lebenseinschränkun-
gen mittels Angsterzeugung vor-
genommen werden können, bis Wi-
derstand entsteht. Siehe ARTE-Do-
ku „Coronavirus: Tagebuch in Qua-
rantäne“: https://www.youtube.com/
watch?v=ODLQcQ_r1r0

Wichtig ist, daß jede(r) Einzelne sich 
seine/ihre eigenen Gedanken zu die-
ser Kampagne macht und auch al-
ternative Medien und Inter-
netblogger zu diesem Thema auf-
merksam verfolgt. Im Wissen, wie-
viele Grippefälle es seit vielen Jahren 
in Österreich gibt: In der Saison 
2017/18 gab es 440.000 Grippe-
Erkrankte, in der Saison 2019/20 

bisher 145.000. Jährlich sterben in 
Österreich rund tausend bis zweitau-
send Menschen an der Grippe. Viele 
davon im fortgeschrittenen Alter. Da 
spricht niemand von einer Epidemie 
oder verordnet behördliche Zwangs-
maßnahmen! 

Mit Stand 10. März wurden in ganz 
Österreich 123 „Corona-Virus“-po-
sitiv Getestete gemeldet, kein Todes-
fall. Viele bisher in anderen Ländern 
positiv Getestete sind bzw. waren 
ebenfalls im fortgeschrittenen Alter 
und hatten Vorerkrankungen. 

Wir sollten uns auch nicht neh-
men lassen, darüber nachzudenken, 
ob bei bestimmten jetzt verordneten 
Maßnahmen nicht ganz andere 
Ziele dahinterstehen könnten. Die 
Meidung unmittelbarer zwischen-
menschlicher Kontakte sowie die zu-
nehmende Isolation, die Reduzierung 
des wirklichen Lebens auf elektroni-
sche, leicht zu überwachende Kanä-
le wird ja auch auf andere Weise seit 
Jahren betrieben.

Die meisten Regierungen richten 
sich nach den Empfehlungen der so-
genannten Weltgesundheitsor-
ganisation WHO. Nie dazugesagt 
wird allerdings, daß diese von Phar-
makonzernen dominiert wird, für 
die u. a. Impfungen ein Riesenge-
schäft darstellen.

Und überhaupt. Wie ist das mit 
dem großen US-Manöver? Heißt es 
nicht, man soll Menschenansammlun-
gen meiden und am besten nur noch 
zuhause bleiben? Körperliche Berüh-
rungen unterlassen? Auf sicherer Di-
stanz bleiben? Ja, und dann toben 
hier sage und schreibe 38.000 Uni-
formierte durch Deutschland, Polen 
und das Baltikum, um in enger Tuch-
fühlung den Krieg gegen Rußland zu 
üben? Wenn die Pandemie wirklich 
so gefährlich ist, muß dann nicht so-
fort das Manöver Defender 2020 ab-
gesagt werden? Müssen die Sol-
datInnen dann nicht in Quarantäne 
gesteckt werden? Läßt man hochqua-
lifizierte Kriegshandwerker mal eben 
ganz zivilistisch an SARS-CoV-2 ver-
enden? Verbrennt man mutwillig „mi-
litärisches Humankapital“? Oder sind 
die SoldatInnen immun wie dereinst 
der wiedererweckte Protagonist Neo 
im Superfilm Matrix?

Wußten Sie, daß in deutschen 
Krankenhäusern jedes Jahr sage 
und schreibe 40.000 Menschen an 
sogenannten Krankenhauskei-
men versterben? 

Nach Aussage des führenden deut-
schen Virologen Dr. Christian 
Drosten vom virologischen Institut 
der Berliner Charité werden 80 
Prozent der SARS-CoV-2-Infizierten 
nur einen etwas stärkeren Schnupfen 
verspüren. 20 Prozent werden eine 
schwere Grippe durchmachen, und 
2 Prozent werden an dieser Corona-
Grippe sterben. 

Unsere Gesellschaft hat den Ehr-
geiz, möglichst niemanden durch 
Seuchen sterben zu lassen. Das ist 
ehrenwert. Und es folgt auch einer 
wirtschaftlichen Kalkulati-
on. Denn wenn sich eine Krank-
heit exponentiell ausbreitet, lähmt 
das die Wirtschaft. Wenn, wie bei 
Krebserkrankungen, hohe Mortali-
tätsraten erreicht werden, diese aber 
nicht spektakulär zunehmen, wird 
der Tod von Hunderttausenden von 
Menschen akzeptiert. Auch der Tod 
von schätzungsweise 35.000 Toten 
jedes Jahr durch ganz gewöhnliche 
Grippe-Pandemien wird achselzu-
ckend in Kauf genommen. Warum 
wird das bei SARS-CoV-2 ganz an-
ders gesehen?

Der Virologe und Politiker 
Wolfgang Wodarg nimmt dazu mit 
harten Worten Stellung. In einem 
Statement, das nur eine Tageszeitung 
mit regionaler Reichweite zu veröf-
fentlichen wagte, schreibt Wodarg:

„Dem Corona-Hype liegt kei-
ne außergewöhnliche medizi-
nische Gefahr zugrunde. Er ver-
ursacht aber eine erhebliche Schädi-
gung unserer Freiheits- und Persön-
lichkeitsrechte durch leichtfertige und 
unberechtigte Quarantänemaßnah-
men und Verbotsregeln.“

Berechtigte Zweifel?

Es gibt z.B. große Zweifel an der 
Aussagekraft der Tests. Es spricht 
einiges dafür, daß durch die verwen-
dete Methode die Zahl der „positiv 
Getesteten“ und in Quarantäne Ge-
schickten viel zu hoch ist, 

Fortsetzung auf Seite 7
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ie M

assen
zu

w
an

d
eru

n
g ist kein

e „K
rise“, sie ist gew

ollt u
n
d
 gep

lant!

D
er S

chutz des Territorium
s seiner B

ürger ist die erste 
und w

ichtigste A
ufgabe jeder R

egierung eines S
taates! 

D
ie Politiker w

issen ganz genau, daß die jed
es Ja

h
r in 

D
eutschland und Ö

sterreich H
ereinflutenden k

ein
erlei 

R
ech

tsan
sp

ru
ch

 auf Zuw
anderung haben, sondern alle 

illegal hier sind. In der G
enfer Flüchtlingskonvention heißt 

es ausdrücklich, daß „Flüchtlinge“ nur im
 ersten

 sicheren 
L

and ein R
echt auf A

syl haben, in dem
 sie nach ihrer 

Flucht ankom
m

en, nicht aber in irgendeinem
 x-beliebigem

 
L

and noch dazu in einem
 anderen K

ontinent. Ö
sterreich 

ist aber ausschließlich von sicheren D
rittstaaten um

geben! 

A
uch die im

 Zuge des M
assenansturm

s von 2
015

 nach 
Ö

sterreich H
ereingelassenen kam

en illegal. Zugelassen 
haben dies u.a. der dam

alige A
ußenm

inister und frühere 
Integrations-S

taatssekretär S
eb

a
stia

n
 K

u
rz, der heute 

m
it dem

 S
logan „2015

 darf sich nicht w
iederholen“ dar-

über hinw
egzutäuschen versucht. 

D
ie M

assenzuw
anderung ist gew

ollt und geplant von all 
denen, die seit vielen Jahren in su

p
ran

atio
n
a
len

 G
re-

m
ien

, insbesondere der E
U

, die N
ationalstaaten S

chritt 
für Schritt zugunsten der G

lobalisierung abschaffen w
ollen. 

D
as ist ja das H

au
p
tziel d

er „E
u
ro

p
äisch

en
 u

n
io

n“! 
In unzähligen P

akten, A
bkom

m
en, V

erträgen zugunsten 
der Zuw

anderer und „Flüchtlinge“ hat eine große M
ehrheit 

der jew
eiligen A

bgeordneten „auf B
efehl von oben“ m

eist 
heim

lich, still und leise diesen zugestim
m

t. 

D
er jüngste derartige P

akt w
ar ein E

ntschließungsantrag, 
der am

 2
6

. M
ärz 2

019
 im

 E
U

-P
arlam

ent m
it gro

ßer 
M

eh
rh

eit besch
lo

ssen
 w

urde un
d der w

eitreich
en

de 
B

egünstigungen für a
frik

a
n
isch

e z
u
w

a
n
d
erer ge-

genüber der heim
ischen B

evölkerung vorsieht, z.B
. beim

 
A

rbeits- und W
ohnungsm

arkt. Zugestim
m

t haben diesem
 

auch alle A
bgeordneten der K

urz-Ö
V

P; drei der vier FP
Ö

-
A

bgeordneten inkl. H
arald V

ilim
sky enthielten sich nur 

der S
tim

m
e, nur einer stim

m
te dagegen. 

W
ährend über die S

tim
m

enthaltung Ö
sterreichs beim

 
u

n
O

-M
ig

ra
tio

n
sp

a
k
t im

 D
ezem

ber 2
018

 aufgrund 

starken W
iderstandes in der B

evölkerung in den m
eisten 

M
edien groß berichtet w

urde, hat die K
urz-R

egierung 
durch die dam

alige A
ußenm

inisterin K
neissl fast gleich-

zeitig dem
 u

n
O

-f
lü

ch
tlin

g
sp

a
k
t zu

g
estim

m
t, der 

gan
z äh

n
liche B

estim
m

ungen enthält. D
as w

urde der 
österreichischen B

evölkerung nie offiziell m
itgeteilt! N

ur 
die ungarische R

egierung hat alle diese P
akte abgelehnt, 

da „der U
N

O
-Flüchtlingspakt einen M

igrationspakt durch 
die H

intertür darstellt“. 

D
er A

nsturm
 von M

enschen an die G
renzen von G

rie-
chen

lan
d A

nfang M
ärz 2

0
2

0
, die zuvor zum

 G
roßteil 

bereits jahrelang in f
lü

ch
tlin

g
slag

ern
 in

 d
er T

ü
rk

ei 
gelebt hatten, ist eine direkte Folge der E

U
-Politik, insbe-

sondere von M
erkel. D

er türkische P
räsident Erdogan w

eiß 
das natürlich. E

r führt als P
räsident eines N

A
T

O
-S

taates 
m

it R
ückendeckung der U

SA
 einen völkerrechtsw

idrigen 
A

n
g
riffsk

rieg
 gegen Teile S

yriens, den die E
U

 sofort 
beenden kön

nte ebenso w
ie die daraus resultierenden 

„F
lüchtlin

gsströ
m

e“. R
un

d die H
älfte der türkisch

en 
E

xp
orte gehen in die E

U
, bestehende Z

oll- und A
sso

-
ziierungsabkom

m
en m

it der T
ürkei erm

öglichen dieser, 
auch ihre A

rbeitsm
arktproblem

e in die E
U

 auszulagern.  
D

as B
ruttoinlandsprodukt der T

ürkei ist nur etw
as m

ehr 
als dopp

elt so groß w
ie jenes Ö

sterreichs bei m
ehr als 

zehnm
al so vielen E

inw
ohnern. 

D
er angebliche „D

ruck“ von E
rdo

gan auf die E
U

, der 
ja überhaupt zu dem

 ruinösen „Flüchtlingsdeal“ geführt 
hatte, hätte also von der E

U
 schon längst durch die A

n-
drohung eines sim

plen E
in

fu
h
rverb

o
ts fü

r tü
rk

isch
e 

W
a
re

n
 beantw

ortet w
erden können. S

tattdessen gibt 
m

an ihm
 w

eitere M
illiarden aus unseren S

teuergeldern 
und niem

and w
eiß, w

ofür diese ausgegeben w
erden. D

as 
ist aber nicht U

nfähigkeit, sondern ein B
ew

eis dafür, daß 
die M

assenzuw
anderung in E

U
-L

änder strategisch von 
der E

U
 selbst gew

ollt ist!

D
as ist einer der H

auptgründe, w
arum

 G
ro

ß
b
ritan

n
ien

 
den A

ustritt aus der E
U

 gew
ählt und vollzogen hat. D

ie 

britische R
egierung hat bereits kurz danach bekan

nt-
gegeben, daß sie die P

ersonenfreizügigkeit aus der E
U

 
beenden w

ird und die K
ontrolle über die Zuw

anderung 
m

ittels P
unktesystem

 aus K
om

p
eten

zen, Q
ualifikation 

und G
ehalt w

ieder selbst ausüben w
ird - siehe https://orf.

at/#/stories/315484
4

/

In vielen V
olksschulklassen in den großen S

tädten sind 
M

igrantenkinder bereits häufig eine große M
ehrheit und 

auch ein R
ückgang der im

m
er noch hohen A

rbeitslosig-
keit ist fast ausschließlich auf die B

esch
ä
ftig

u
n
g
 vo

n
 

A
u
slä

n
d
ern

 zurückzuführen.

G
inge es E

rdogan nicht um
 M

achtpolitik, sondern um
 das 

W
ohl der M

illionen m
uslim

ischer Flüchtlinge in türkischen 
L

agern, w
ürde er A

ufnah
m

e-A
bkom

m
en m

it anderen 
m

uslim
ischen S

taaten in der R
egion schließen anstatt sie 

m
it B

ussen an die griechische G
renze zu schicken, um

 
diese sogar m

it G
ew

alt zu stürm
en.

E
s hat n

ichts m
it „H

um
an

ität“ zu tun, w
en

n jetzt von 
E

U
-P

olitikern und den G
rünen gefordert w

ird, „u
n
b
e
-

g
leitete“ K

in
d
er herauszuholen nach D

eutschland und 
Ö

sterreich. D
as sind dann sogenannte „A

nkerkinder“, die 
den N

achzug ihrer m
eist großen Fam

ilien zur Folge hätten.

N
ach 2015

 hätten die R
egierungen längst eine R

efo
rm

 
d
e
r G

e
n
fe

r f
lü

ch
tlin

g
sk

o
n
ve

n
tio

n
 gem

äß den 
heutigen G

egebenheiten fordern und - falls nicht m
öglich  

- deren K
ü
n
d
ig

u
n
g

 aussprechen m
üssen. E

ntsprechen-
de A

usform
ulierungen w

urden von Fachleuten vorgelegt 
(„W

iener M
em

orandum
 2

015“ des A
kadem

ikerkreises, 
verfügbar im

 Internet).

V
iel w

ichtiger w
äre das B

een
d
en

 der ausbeuterischen Po-
litik der G

roßkonzerne in den sogenannten E
ntw

icklungs-
ländern und der u

n
terstü

tzu
n
g vo

n
 A

n
g
riffsk

riegen
 

d
u
rch

 E
u

- u
n
d
 n

A
T
O

-S
ta

a
ten

. D
ie B

etreiber sind 
die gleichen, die auch hinter der gew

ollten M
assenzuw

an-
derung stehen. D

am
it schaden sie den M

igranten w
ie der 

jew
eils heim

ischen B
evölkerung gleicherm

aßen.
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III. Der Syrienkonflikt 
als Auslöser der 

neuen Migrationskrise

Syrien, das unter der Regierung Assad 
ein für Nahost-verhältnisse musterhaft 
geführter Staat war, in dem die Ange-
hörigen aller Nationen, Ethnien und 
Religionen friedlich miteinander leb-
ten, wurde 2011 durch gezielte Provo-
kationen destabilisiert, um nach dem 
bewährten Vorbild von Majdan in der 
Ukraine eine transatlantik-freundliche 
Regierung einsetzen zu können. Der 
Regime Change ist in Syrien trotz mi-
litärischer Interventionen der Vereinig-
ten Staaten von Amerika und deren 
Unterstützung der islamistischen Ter-
rorgruppen, die gegen die Regierung 
kämpfen, nicht gelungen.

Da sich Syrien nach wie vor den geo-
politischen Vorstellungen der USA 
und Türkei zur Neuordnung des Na-
hen und Mittleren Ostens widersetzt, 
wird gegen Syrien weiterhin nicht nur 
ein militärischer, sondern auch ein 
Wirtschaftskrieg geführt.

1. Besetzung der Ölfelder

Die Ölförderanlagen wurden von den 
USA bombardiert, die Öl- und Gas-
felder besetzt und von den der USA 
zuzurechnenden Truppen und Söld-
nern bewacht.

Die syrische Regierung wurde von 
sämtlichen Ölquellen abgeschnitten. 
Während das Öl über den Nordirak 
in die Türkei verkauft und von dort 
an die Terroristen in Syrien zurückge-
schmuggelt wird, hat die Bevölkerung 
kein Heizöl.

Die Regierung muss zur Aufrechter-
haltung der industriellen Betriebe und 
des Transportwesens das eigine Öl aus 
dem Ausland zurückkaufen.

2. Völkerrechtswidrige Wirtschafts- 
und Finanzsanktionen

Sowohl die USA, als auch die Eu-
ropäische Union haben Wirtschafts-
sanktionen gegen Syrien verhängt, 
die jährlich verlängert werden. Es 
handelt sich um sogenannte einsei-
tige Sanktionen, das heißt ohne Zu-
stimmung des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen, und somit um 
einen Völkerrechtsbruch.

Die Sanktionen betreffen nicht nur 

den Ölsektor, sondern den gesamten 
Wirtschafts- und Finanzsektor. Das 
Ölembargo wird mit allen Mitteln 
durchgesetzt, alle Unternehmen und 
Banken, welche das Embargo nicht 
beachten, werden bedroht.

Die Sanktionsliste betrifft sowohl Ein-
zelpersonen als auch Unternehmen, 
insbesondere auch staatliche Unter-
nehmen: Neben den staatlichen Öl-
und Gasförderunternehmen - staatli-
che Ölraffinerien, die syrische Flugli-
nie, die Hafenbehörden und - beson-
ders tragisch - Krankenhäuser und me-
dizinische Einrichtungen.

Die Europäische Union hat das Geld 
der Syrischen Zentralbank eingefroren, 
Geldüberweisungen sind nicht möglich.

Der Wiederaufbau des vom Krieg zer-
störten Landes wird nicht nur nicht un-
terstützt, sondern behindert. 

IV. Neue Migrationskrise

Faktisches Ende der Genfer Flücht-
lingskonvention

1. Völkerrechtswidrige Einmi-
schung der Türkei in Syrien

Die Türkei unterstützte ab Beginn der 
Syrienkrise die USA in ihrem Bestre-
ben zum Sturz der Regierung Assad. 
Darüber hinaus bekämpfte die Türkei 
die syrischen Kurden und ihre Selbst-
verwaltung, um ein Übergreifen der 
Autonomiebestrebungen auf die türki-
schen Kurden zu verhindern. Die Mi-
litäroffensive gegen die Kurden wur-
de deshalb im Jahre 2016 auf Syrien 
ausgedehnt. Wiewohl die Kurden ei-
nen effektiven Kampf gegen den IS 
führten, wurden sie von der Türkei 
bekämpft und militärisch angegriffen. 

Die türkische Offensive wird von den 
terroristischen Rebellen in Syrien un-
terstützt, gleichzeitig werden die Ter-
roristen von den USA und der Türkei 
mit Waffen und Technik beliefert.

Die Türkei ist daher nicht nur für die 
Fluchtbewegungen aus den umkämpf-
ten Gebieten verantwortlich, sondern 
verantwortet auch einen massiven 
Bruch des Völkerrechts durch Miss-
achtung des in der UN Charta veran-
kerten Gewaltverbotes und Missach-
tung der Souveränität und politischen 
Unabhängigkeit Syriens. 

2. Flüchtlingspakt EU-Türkei 2016

Anstelle konstruktiver Maßnahmen hat 

die Europäische Union Im Jahre 2016 
einen Flüchtlingspakt mit der Türkei 
abgeschlossen, in dem sich die Tür-
kei verpflichtete, Flüchtlinge aus Sy-
rien aufzunehmen und deren Illegale 
Migration nach Europa zu verhindern, 
wobei die EU die Bezahlung von 6 
Milliarden Euro für die Versorgung der 
Flüchtlinge zugesagt hat.

Mit dieser Vereinbarung wollte die Eu-
ropäische Union die Verantwortung 
auf die Türkei übertragen, ohne zu be-
denken, dass der fortdauernde Kriegs-
zustand und die verschärften Sankti-
onen gegen Syrien sowie die dadurch 
vorhersehbare Eskalation, keine Lö-
sung der Migrationsproblematik dar-
stellen kann.

Die Türkei hat ihre militärische Prä-
senz, auch nachdem der Islamische 
Staat von den syrischen Truppen mit 
Unterstützung Russlands zum Großteil 
besiegt worden war, fortgesetzt, an-
statt die syrischen Truppen bei der Be-
kämpfung der Restbestände der Ter-
roristen zu unterstützen.

Tatsächlich sind in der Folge 3,7 Milli-
onen Flüchtlinge in der Türkei aufge-
nommen worden, was trotz der mas-
siven finanziellen Unterstützung durch 
die EU eine große Belastung für die 
Türkei darstellt.

3. Kampf um Idlib

Die syrische Regierung war bestrebt, 
auch den letzten Teil des von den Ter-
roristen besetzten Gebietes in Idlib zu-
rückzuerobern und die Souveränität im 
ganzen Land wiederherzustellen. Die 
Türkei will dies unbedingt verhindern. 

Als die Terroristen eine großangelegte 
Offensive auf die syrischen Regierungs-
truppen gestartet hatten, wurden bei 
einem Luftangriff der syrischen Armee 
auch 33 Türken getötet, die sich nicht 
wie vereinbart an einem der Türkei zu-
gewiesenen Beobachtungsposten auf-
gehalten, sondern sich den terroristi-
schen Gruppen angeschlossen hatten.
.....
6. Reaktion des Westens

Wiewohl sich die türkischen Truppen 
völkerrechtswidrig in Idlib aufhalten 
und die Unterstützung der Terroristen 
gegen die legitime Regierung Syriens 
ein Akt der Aggression ist, wurde von 
den Vereinigten Staaten und insbeson-
dere der Europäischen Union Russland 
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und die syrische Regierung für die Es-
kalation in Missachtung der Grundsat-
zes der Selbstbestimmung und Souve-
ränität verantwortlich gemacht.

Die Reaktionen der westlichen Politi-
ker zeigen, dass der Syrienkonflikt in 
Wahrheit als Stellvertreterkrieg gegen 
Russland behandelt wird. Anders sind 
die Äußerungen nicht zu verstehen, 
in welchen „endlich Druck auf Pu-
tin“ und Verschärfung der wirtschaft-
lichen Sanktionen gegen Russland ver-
langt wird, wiewohl Russland in Be-
achtung des Völkerrechtes als von der 
syrischen Regierung gebetene Schutz-
macht keinerlei Völkerrechtsverletzung 
vorwerfbar ist. Gleichzeitig wird für die 
schweren, den Tatbestand des Kriegs-
verbrechens erfüllenden militärischen 
Aktionen und Völkerrechtsverletzun-
gen der Türkei Verständnis gezeigt.

7. Faktisches Ende der Genfer 
Flüchtlingskonvention

Ein chaotischer Zustand an der grie-
chischen Grenze ist die Folge. Den 
Einsatz der griechischen Polizei mit 
Tränengas und Blendgranaten beant-
wortete die Türkei mit der Entsendung 
von Polizeieinheiten an die Grenze, 
welche ebenfalls mit Tränengas gegen 
die griechische Polizei vorgeht. 

Die Zurückweisung der Flüchtlinge 
durch die griechische Polizei ist rech-
tens. Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte hat die Abschiebung 
von illegal einreisenden Flüchtlingen 
und Migranten als zulässig erachtet.

Die Migranten und Flüchtlinge sitzen 
nunmehr in einer Falle ohne Ausweg. 
Die Genfer Flüchtlingskonvention ist 
hiermit de facto außer Kraft gesetzt.

8. Planlosigkeit des Westens

Die Europäische Union und alle west-
lichen Politiker unterstützen Griechen-
land bei der Abwehr der Migranten, 
die nur zu einem Teil Syrer sind, zum 
Großteil kommen sie aus Afghanistan. 

Während Ungarn bisher wegen des 
Schutzes seiner Grenzen und Errich-
tung eines Zaunes massiv angegriffen 
und die Schließung der Grenze als in-
humaner Akt verurteilt wurde, wird 
Griechenland nunmehr für dieselben 
Maßnahmen hochgelobt.

Gleichzeitig ist aber auffallend, dass 
die Türkei weder aufgefordert wird, 
die Migranten zurückzunehmen, ge-
schweige denn, für sie wenigstens mit 
Lebensmitteln zu sorgen, sodass sich 
an der Grenze dramatische Szenen 
abspielen.

Wiewohl die Europäische Union be-
kundet, den Erpressungen der Türkei 
nicht nachgeben zu wollen, werden 
die völkerrechtswidrigen Aktionen der 
Türkei nach wie vor nicht verurteilt, 
das Gespräch mit der Türkei wird als 
positiv bewertet und ist eine weitere 
Vereinbarung zu Lasten der Migran-
ten zu erwarten, die auf dem geopo-
litischen Schachbrett hin und her ge-
schoben werden. 

Die Situation an der griechischen 
Grenze scheint ausweglos, zumal die 
Türkei weitere finanzielle Forderungen 
stellt, offenbar um ihre Militäraktionen 
in Syrien fortsetzen zu können.

Bezeichnend ist, dass es Stimmen 
gibt, die Migranten in der Europäi-
schen Union aufzunehmen, jedoch 
werden keine Forderungen erhoben, 
die eine Lösung der Problematik und 
ein Ende des Leidens der Migranten 
zum Ziel haben.

V. Erforderliche Maßnahmen

1. Einhaltung des Völkerrechts

Beendigung der völkerrechtswidri-
gen Aggressionshandlungen der Ver-
einigten Staaten und der Türkei mit 
dem Ziel des Sturzes der legitimen 
syrischen Regierung und Abzug al-
ler ausländischen Truppen und Ver-
bände, die sich auf syrischem Terri-
torium ohne Einverständnis der syri-
schen Regierung aufhalten.

2. Aufkündigung bzw. Revision 
der Genfer Konvention über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge

Die Genfer Flüchtlingskonvention aus 
dem Jahre 1951 wurde unter anderen 
Voraussetzungen vereinbart, nämlich 
zum Schutze der aus den kommunis-
tischen Ländern geflüchteten und ver-
triebenen Personen. Sie war bereits 
nach dem Zerfall der Sowjetunion und 
der Wiederherstellung der Souveränität 
in den von der Sowjetunion besetzten 
Gebieten im Jahre 1990 überholt.

Die Flüchtlingseigenschaft nach der 
Genfer Konvention trifft auf die Mig-
ranten nicht zu, da Krieg und Bürger-
krieg keine Asylgründe sind, sondern 
nur konkrete staatliche Verfolgung. 
Diese liegt nicht vor.

Die Aufkündigung der Flüchtlings-
konvention gem. Art. 44 bzw. Revi-
sion gem. Art. 45 ist daher mehr als 
fällig und gerechtfertigt, zumal auch 
in der Präambel der Konvention da-
rauf verwiesen wird, dass eine „zu-
mutbare schwere Belastung für ein-
zelne Länder“ zu berücksichtigen ist.

3. Beendigung der Besetzung 
sämtlicher Öl- und Gasfelder und 
deren Rückgabe an die syrische 
Regierung.

Die von der den USA zugehörigen 
Söldnern besetzten Öl- und Gasfel-
der sind unverzüglich an die syrische 
Regierung zurückzustellen und die Ab-
rechnung der Öl- und Gasdiebstähle 
vorzunehmen.

4. Beendigung sämtlicher Wirt-
schafts- und Finanzsanktionen so-
wie des Ölembargos.

Sämtliche Sanktionen betreffend Öl-
und Gasförderunternehmern, staatli-
che Ölraffinerien, die syrische Flug-
linie, die Hafenbehörden und auch 
betreffend Krankenhäuser und me-
dizinische Einrichtungen sind aufzu-
heben, um eine geordnete Wirtschaft 
widerherzustellen.

Gleichzeitig sind die eingefrorenen 
Konten, insbesondere das Konto der 
syrischen Zentralbank freizugeben

5. Wirksame Bekämpfung des 
weltweiten Netzes der Schlepper-
organisationen

Da die Migrationsbewegungen von 
den Schleppern organisiert werden, ist 
die Bekämpfung der Schlepperbanden 
– auch zum Schutz der Betroffenen, 
die oft ihr gesamtes Vermögen für ei-
ne ungewisse Zukunft eintauschen – 
vordringlich

6. Einholung eines Gutachtens des 
Internationalen Strafgerichtshofes 
in den Haag

Zur Feststellung der für die völker-
rechtswidrigen Aggressionshandlun-
gen Verantwortlichen, ist die Durch-
führung von Ermittlungen zur Fest-
stellung von Kriegsverbrechen und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
durch den Internationalen Strafge-
richtshof in den Haag, allenfalls durch 
die Vereinten Nationen zu beantragen

7. Präventive Maßnahmen vor 
Ort und Erstellung eines Planes 
zur Wirtschaftshilfe für den Wieder-
aufbau des Landes und zur Ermög-
lichung der Rückkehr der Migranten 
in ihren Heimatstaat

Wien, im März 2020

Für den Wiener Akademiker Kreis:

Dr. Eva Maria Barki, 
Rechtsanwalt

Gesamter Text siehe 
www.heimat-und-umwelt.at
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Warum 
„WEGWARTE“?
Als Name für unseren, etwa alle 

zwei Monate erscheinenden Infor-
mationsdienst an viele Bürger in 
allen Bundesländern haben wir 
die Symbolblume der „Initiative 
Heimat & Umwelt“ gewählt. Die 
„Wegwarte“ ist eine zartblau blü-
hende, sperrige, ausdauernde und 
anspruchslose Wildpflanze. Sie 
wächst vorwiegend an Straßen-, 
Weg- und Ackerrändern und ist 
fast über die ganze Welt verbreitet.

Die „Initiative Heimat & 
Umwelt“ (IHU) ist eine freie 
und unabhängige Arbeitsgemein-
schaft. Seit 30 Jahren werden 
unsere Aktivitäten ausschließ-
lich ehrenamtlich und uneigen-
nützig geleistet. Wir erhalten kei-
nerlei Subventionen; die Finan-
zierung erfolgt durch freiwillige 
Kostenbeiträge österreichischer 
Bürger und durch immer wieder 
beträchtliche private Beiträge der 
engsten Mitarbeiter. 

WIR DANKEN allen morali-
schen und finanziellen Unterstüt-
zern unserer Arbeit ganz herzlich 
und hoffen, daß es noch viele 
mehr werden!

BITTE benützen Sie den bei-
liegenden Erlagschein oder über-
weisen Sie einen Kostenbeitrag je 
nach Ihren persönlichen Möglich-
keiten von Ihrer Bank aus. Auch 
in einem Kuvert mitgeschickte 
Barspenden erreichen uns ver-
läßlich. Gerne würden wir die 
„Wegwarte“ auch an mögliche 
Interessenten für unsere Anliegen 
aus Ihrem Freundes- und Ver-
wandtenkreis senden; bitte geben 
Sie uns solche Adressen bekannt. 
Danke im voraus für Ihre Mühe!

Hinweis für Neu- oder 
Wieder-Empfänger: Erhalten 
Sie die „Wegwarte“ heute zum 
ersten Mal oder seit längerem 
wieder einmal, senden Sie uns 
bitte einen kleinen Kostenbeitrag. 
Dann kommen Sie in die Ver-
sandliste für jede Ausgabe dieser 
unabhängigen Zeitschrift ohne 
Firmen- oder Parteieninserate!
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siehe Oliver Jannich: https://www.
bitchute.com/video/DTLuI9f7F2A5/

Weiters gibt es Forscher, die die 
Theorie der Übertragbarkeit von 
Krankheiten durch „Viren“ und den 
Eigenschaften, die diesen zugeschrie-
ben werden, in Frage stellen. Über 
einen ausführlichen Vortrag des Mi-
krobiologen Dr. Stefan Lanka, 
der sich viele Jahre damit befaßt hat, 
kann sich jeder im Internet selbst ein 
Bild machen, siehe: https://www.you-
tube.com/watch?v=XKviQWh3uM4

Besonders wichtig in „Zeiten wie 
diesen“ ist es sicherlich, wenn mög-

lichst viele Menschen sich nicht von 
der verbreiteten Angst „anstecken“ 
lassen, sondern gedanklich neut-
ral, ruhig und besonnen bleiben 
und ihre positiven Kräfte für sich 
und andere Menschen verwenden, 
die dies wollen. Die Bewahrung ei-
ner positiven Lebenseinstellung und 
Bewegung in der frischen Luft und 
an der Sonne - wann immer möglich 
- sind Elemente, die der Gesundheit 
auf jeden Fall zugute kommen.

Denn die Natur ist ganz si-
cher nicht unser Feind, in der 
tausend Gefahren lauern, die wir 
mit der Pharmaindustrie bekämpfen 
(„eindämmen“) müssen.

Fortsetzung von Seite 2

Soll so unser Leben aussehen?

WEGWARTE Mitteilungen der Initiative Heimat & Umwelt, 
30. Jahrgang, Folge 2, März 2020, ZulassungsNr. "SP19Z041742S", 

Druck: H. Schmitz Kopien, 1200 Wien, 
Impressum: Medieninhaber/ Herausgeber/Verleger: 

Initiative Heimat & Umwelt, 3424 Zeiselmauer, Hagengasse 5, 
Tel.: 02242/70516 oder 0664/58 18 307, ihu@a1.net 

Redaktionsschluß dieser Ausgabe: 11.03.2020, 
Spendenkonto: IBAN: AT366000000007483053, BIC: OPSKATWW

www.heimat-und-umwelt.at, 
www.jazumoexit.at, www.oexitplattform.at

https://www.facebook.com/inge.rauscher.5283

https://twitter.com/oexitplattform

Unser Youtube-Kanal: „Initiative Heimat & Umwelt“ 
oder direkt: 
https://www.youtube.com/channel/UCIMTXbek03fVVbh8zo8r5fA

Vortrag von Inge Rauscher in der Schweiz:
https://impulswelle.ch/seite-4

Hier finden Sie uns in den sozialen Medien:



Projekt ÜBERLEBEN:
„Wie kann unser Volk wieder mehr 
eigenen Kindern Zukunft geben?“

Bringen Sie Ihre Vorschläge mit!

Montag, 30. März, um 19 Uhr 

in LINZ -Urfahr

im Gasthaus „LINDENWIRT“
Linke Brückenstr. 2
15 Minuten ab Bahnhof

mit Straßenbahn Linie 1 oder 2

Donnerstag, 2. April, um 19 Uhr 

in WIEN
im Café „WESTEND“

Mariahilferstr. 128
gegenüber vom Westbahnhof

erreichbar mit U3, U6

Eintritt: 
freie Spende

Impulsreferate:

MMag. DDr. Edith PEKAREK
Europarechtlerin und Kulturgeographin

Botschafter a.D. Dr. Heinrich BIRNLEITNER

Einladung zur
Bürgerversammlung

Buchempfehlung:
Das Projekt Überleben anstelle uns abzuschaffen

von Heinrich Birnleitner 

Moderation: Inge Rauscher, Obfrau der IHU

Imbißmöglichkeit vor Veranstaltungsbeginn

Das Buch zum „Projekt Überleben anstelle uns abzu-
schaffen“ von Heinrich Birnleitner ist unter der ISBN-
Nr. 978-3-7481-3639-2 im Verlag BoD erhältlich. Es 
beschäftigt sich vor allem mit dem Geburtendefizit, 
das primär auf die Trennung von Altersversorgung 
und Kinderreichtum zurückgeht - eine soziale Falle. 
Aber die auf dem Primat der Ökonomie aufgebaute 
EU benötigt Arbeitskräfte und Konsumenten. Sie im-
portiert sie aus den islamischen krisen- und kriegsge-
schüttelten Bereichen um das Mittelmeer. Eine rasche 

Gegensteuerung ist not-wendend. Statt Öffnung von 
Grenzen defensive Konzepte, eine Korrektur der Asyl-
politik, die Aktivierung positiver Energien, gegründet 
auf die guten Lebensbedingungen, die Freude an Kin-
dern als Garanten der Zukunft, gestützt durch staat-
liche Programme, die Implementierung eines identi-
tätsbezogenen Staatsziels in die Verfassung und eine 
Erneuerung des Christentums durch Rückbesinnung 
auf die eigentliche Lehre Christi – das wäre das Über-
lebensprogramm. Möge es gelingen!                                                                                                                  


